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Die Kommunalwahlen 
Bei den Kommunalwahlen in Südafrika 
vom 3. August 2016 verfestigte sich ein 
Trend, der sich bereits bei den Parla-
mentswahlen 2014 angedeutet hatte. 
Obschon in Südafrika das Wahlverhal-
ten weitgehend entlang der Rassenzuge-
hörigkeit verläuft, also Schwarze für den 
African National Congress (ANC) stim-
men, (englisch- und wenn auch zögerli-
cher afrikaanssprachige) Weiße und der 
kap-farbige Bevölkerungsanteil hinge-
gen überwiegend zur Demokratische 
Allianz (DA) tendieren und Wahlen da-
mit in gewisser Weise einem ethnischen 
Zensus gleichen, gelingt es dem ANC 
trotz komfortabler Mehrheit (62,15 % 
der Stimmen) in der Nationalversamm-
lung und in den Provinzparlamenten 

/// Der ANC in der Krise

immer weniger, die zentrifugalen Kräfte 
im Land auszubalancieren. Zwar waren 
bereits bei den Parlamentswahlen und 
den stets zeitgleich stattfindenden neun 
Provinzwahlen 2014 viele Wähler mit 
der inhaltlichen wie personellen Dar-

stellung des ANC unzufrieden, dennoch 
setzte der ANC in seinem Wahlkampf 
erfolgreich auf den Mythos des wenige 
Monate zuvor verstorbenen Nelson 
Mandela, der in Südafrika auch unter 
seinem Clannamen Madiba bekannt ist. 
Mit der Kampagne „Do it for Madiba“ 

SÜDAFRIKA NACH DEN 
KOMMUNALWAHLEN

THORSTEN WINKELMANN, JOST F. NOLLER /// Bei den Kommunalwahlen in Südaf-
rika vom 3. August 2016 – gut zwei Jahre nach der letzten Parlamentswahl – hat 
der Afrikanische Nationalkongress (ANC) Stimmeinbußen von etwa 8 % hinnehmen 
müssen und ist landesweit mit 54 % der Stimmen zum ersten Mal seit Einführung der 
Mehrheitsherrschaft 1994 unter die 60-Prozentmarke gefallen.1 Obschon immer noch 
mit einer komfortablen Mehrheit ausgestattet, mehren sich die Krisenanzeichen. Der 
vorliegende Beitrag analysiert die aktuelle Situation, die Krise des ANC sowie die 
damit verbundenen wirtschaftlichen, gesellschaftlichen und politischen Folgen  
für das Land.

Der ANC VERLIERT zunehmend an 
Wählerstimmen.
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aktivierte der ANC nicht nur seine eige-
nen Anhänger, sondern konnte so auch 
andere Themen in den Hintergrund 
drängen.

Eine vergleichbare Mobilisierung ge-
lang dem ANC bei den diesjährigen 
Kommunalwahlen nicht. Deutliche 
Stimmenverluste musste er insbesonde-
re in Großstädten hinnehmen. Südafri-
ka verfügt über acht städtische Großge-
meinden (Metropolitan Municipalities), 
kurz „Metros“ genannt. Drei davon, Jo-
hannesburg, Ekurhuleni (das Gebiet des 
East Rand mit dem Zentrum Germis-
ton) und Tshwane (wozu die Regie-
rungshauptstadt Pretoria gehört) befin-
den sich in der Provinz Gauteng, die das 
wirtschaftliche Kerngebiet Südafrikas 
darstellt. Zwei weitere Metros liegen in 

der Ostkap-Provinz: Nelson Mandela 
Bay (Port Elizabeth) und Buffalo City 
(East London). In den Provinzen West-
kap, KwaZulu-Natal und Freistaat gibt 
es je eine Metro: Kapstadt, eThekwini 
(Durban) und Mangaung (Bloemfon-
tein). In allen Metros gewann die stärks-
te, weitgehend sozial-liberal ausgerich-
tete Oppositionspartei DA Stimmen 
hinzu und das, obwohl sie bislang 
hauptsächlich als Vertreter der Minder-
heiten der Weißen und Kap-Farbigen 
(„Coloureds“)2 angesehen wurde. Doch 
verfügt sie inzwischen auch über 
schwarzes Führungspersonal. Ihre Bür-
germeisterkandidaten für Johannesburg 
und Tshwane (Pretoria) waren, wie in-
zwischen auch der neue Parteichef, 
Schwarze. In Ekurhuleni kandidierte 

Präsident Jacob Zuma kommt zunehmend unter Beschuss – zu groß sind mittlerweile der Unmut  
und die Proteste bei großen Teilen der Bevölkerung, schwarz wie weiß, über seine korrupte  
Amtsführung.
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der Sohn eines indischsstämmigen Vor-
kämpfers gegen die Apartheid für die 
DA und in Nelson Mandela Bay gar ein 
Weißer. 

Die schwersten Verluste erlitt der 
ANC in der Provinz Gauteng, wo sein 
Stimmenanteil auf unter 50 % fiel und er 
die Stadtregierung in zwei der drei Met-
ros (Johannesburg und Tshwane) an die 
Opposition abgeben musste. Jedoch be-
nötigten die DA-Bürgermeisterkandida-
ten zu ihrer Wahl auch die Stimmen der 
„Economic Freedom Fighters“ (EFF), 
die ein radikales Umverteilungskon-
zept, nicht unähnlich dem in Zimbab-
we, vertreten. So befürworten die EFF 
unter anderem auch die entschädi-
gungslose Landenteignung weißer Far-
mer und die Verstaatlichung von Schlüs-
selindustrien im Minen- und Banken-
sektor. Die gemeinsame Gegnerschaft 
zum ANC wurde folglich von den bei-

den bedeutendsten Oppositionsparteien 
stärker gewichtet als ihre fundamenta-
len Differenzen in Grundsatzfragen. 
Obschon die DA und EFF unterschiedli-
che Wählerschichten ansprechen sowie 
ideologisch diametral entgegengesetzte 
Positionen vertreten, wählten die Stadt-
verordneten der EFF in Pretoria und Jo-
hannesburg anstelle des ANC-Bürger-
meisterkandidaten den der DA, ohne 

jedoch formell eine Koalition zu bilden.3 
Eine solche Konstruktion wurde bislang 
in Südafrika noch nicht erprobt. Einer-
seits bleibt die programmatische Kluft 
zwischen der linksradikal ausgerichte-
ten EFF und der DA unüberwindbar, 
worunter die Handlungsfähigkeit der 
jeweiligen Stadtverwaltungen leiden 
könnte. Andererseits kann die EFF – 
jenseits des alltäglichen Populismus und 
der skandalisierenden Rhetorik – Regie-
rungsfähigkeit beweisen und sich so 
eine bessere Ausgangsposition für die 
kommenden Parlamentswahlen 2019 
verschaffen, während die DA Zugang zu 
den EFF-Wählerhochburgen in den 
Townships erhält.

Die Stimmenverluste des ANC
Obwohl bei der Kommunalwahl auch 
lokale Gegebenheiten das Wahlverhal-
ten beeinflusst haben, zeigt dieses Er-
gebnis doch eine gewisse Erosion in der 
Anhängerschaft des ANC auf. Am deut-
lichsten ist das in den Metros, nicht nur 
in der Provinz Gauteng, sondern auch in 
Kapstadt, wo die DA ihre Mehrheit auf 
zwei Drittel ausbauen konnte, sowie in 
der Hafenstadt Port Elizabeth (Nelson 
Mandela Bay) zu erkennen, wo die DA 
mit fast 47 % ohne EFF-Unterstützung 
regieren kann. Ein Grund dafür ist, dass 
sich ein Teil der inzwischen zu Geld und 
wirtschaftlichem Einfluss gekommenen 
schwarzen Mittelschicht zunehmend 
vom ANC abwendet, weil sie vermehrt 
eine berechenbare Staatsführung, Ein-
dämmung der um sich greifenden Kor-
ruption, Transparenz, Sicherheit und 
Prosperität sowohl für sich als auch für 
das Land einfordert – Bereiche, in denen 
der ANC bislang nicht überzeugen 
konnte. Auch die sogenannte „born-
free“-Generation, also jene, die nach Be-
endigung der Rassentrennung geboren 

DA und EFF schlossen sich trotz 
DIVERGIERENDER Ideologien bei den 
Kommunalwahlen gegen den ge-
meinsamen Gegner ANC zusammen.
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wurden, kann von den Erzählungen 
einstiger heroischer Kämpfe gegen das 
Apartheid-Regime keine unmittelbaren 
Vorteile für ihre alltäglichen Sorgen und 
Nöte ziehen. Im Gegenteil: Anhaltend 
hohe (Jugend-)Arbeitslosigkeit von offi-
ziell 30 % in Verbindung mit den Proble-
men in den Armenvierteln, in denen die 
Grenze zwischen Beschaffungskrimina-
lität, organisiertem Verbrechen und dem 
alltäglichen Überlebenskampf zuneh-
mend verschwindet, tragen zur Desillu-
sionierung breiter Gesellschaftsschich-
ten bei. So gehören die mehrheitlich von 
Schwarzen bewohnten Townships zu 
den gefährlichsten Orten der Welt und 
die hier herrschenden archaischen Ver-
hältnisse diskriminieren vornehmlich 
Frauen und Minderheiten. Dazu kommt, 
dass 31 % aller Südafrikaner in absoluter 
Armut leben, ferner 14 % in selbstgezim-
merten Hütten (sog. „Informal Settle-
ments“) wohnen und 13 % noch immer 
keinen Stromanschluss haben. 

Doch gibt es auch positive Entwick-
lungen: So sind in der Zwischenzeit 3,5 
Millionen Häuser für die Armen gebaut 
worden und 19 Millionen Menschen er-
halten in Form von Rente oder Kinder-
geld eine finanzielle Unterstützung vom 
Staat. Der durch eine ausgesprochen 
fortschrittliche Verfassung etablierte 
Rechtsstaat funktioniert trotz einer ge-
wissen Funktionsschwäche zufrieden-
stellend und die Bürgerrechte sind wei-
testgehend gesichert. Auch wirtschaft-
lich ging es in den letzten beiden Jahr-
zehnten zunächst mit Ausnahme des 
weltweiten Rezessionsjahres 2009 nur 
aufwärts, das Bruttosozialprodukt hat 
sich verdreifacht, und das bei einer – für 
aufstrebende Länder – vergleichsweise 
moderaten Inflationsrate von durch-
schnittlich 6 %. Jährliche Wachstums-
raten von knapp 4 % ließen zwar eine 

neue schwarze Mittelschicht von rund 
10 Mio. Südafrikanern entstehen, ohne 
jedoch die sozio-ökonomischen Gegen-
sätze zu beseitigen.

Was jedoch speziell in der urbanen 
Bevölkerung zu steigendem Unmut ge-
führt hat, ist die Regierungsführung 
von Präsident Zuma und seine sich häu-
fenden Skandale. Sein Konzept eines 
„tribal model of democracy“ wider-
spricht zunehmend den demokratischen 
Grundidealen, die in den 1990er-Jahren 
beim Übergang von der weißen Minder-
heitenherrschaft zur Mehrheitsherr-
schaft beschworen und in der Verfas-
sung von 1996 niedergelegt wurden. Im 
Land wird schon die Frage diskutiert, 
wie lange Südafrika überhaupt noch in 
dieser Form überleben kann.4 So sind 
Versuche zu erkennen, etwa das Verfas-
sungsgericht (Constitutional Court of 
South Africa) mehr nach Kriterien poli-
tischer Konformität zu besetzen, was 
auf eine Instrumentalisierung der für 
die Besetzung von Richterämtern zu-
ständigen Judicial Service Commission 
hinausläuft.5 Auch die Presse steht we-
gen ihrer oft sehr kritischen Beiträge un-
ter verstärktem Druck staatlicher Ein-
flussnahme.6 Neben der Aushöhlung 
gewaltenteilender und machtverschrän-
kender Elemente setzt Zuma auf eine 
veritable Günstlingswirtschaft. In Zah-
len ausgedrückt rutschte Südafrika im 
Korruptionsranking von Transparency 
International innerhalb weniger Jahre 
von Platz 36 (2002) auf Platz 72 (2014) 
ab. Posten in Provinzen und Gemeinden 
sowie in staatlich kontrollierten Unter-
nehmen werden weniger nach Eignung 
als nach politischer Zugehörigkeit zum 
ANC mit Vertrauensleuten von Zuma 
besetzt.7 Vermehrt wird auch das Recht 
des Parlaments auf Ernennung von Pos-
ten nach „parliamentary adivce“ von 
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Zuma wahrgenommen. Die Personali-
sierung von Herrschaft geht soweit, dass 
in sämtlichen Ministerien Berater mit 
engen Verbindungen zum Präsidenten 
sitzen, während sich die meisten zustän-
digen Ressortchefs als folgsame Kabi-
nettsmitglieder erweisen. 

So wurde der von internationalen 
Analysten als kompetent eingeschätzte 
Finanzminister Nhlanhla Nene wohl 

wegen seiner Unabhängigkeit und sei-
ner Kritik am Ausgabengebaren der 
staatlichen Unternehmen entlassen und 
vom Hinterbänkler und Zuma-Gefolgs-
mann Des van Rooyen ersetzt, der nach 
heftigen Turbulenzen an der südafrika-
nischen Börse vier Tage später wieder-
um durch Pravin Gordhan abgelöst 
wurde. Gordhan, der bereits von 2009 
bis 2014 Ressortchef des Finanzministe-
riums gewesen war und sich im In- und 
Ausland hoher Anerkennung erfreut, 
liefert sich seit seiner erneuten Ernen-
nung einen innerparteilichen Macht-
kampf mit Zumas Gefolgsleuten, da er 
gegen Steuersünder selbst in Regie-
rungspositionen fahnden lassen und der 
Selbstbedienungsmentalität in der 
Staatsverwaltung und den staatlich kon-
trollierten Unternehmungen, den „Sta-
te-Owned Enterprises“ oder „Parasta-
tals“, entgegentreten will. Dadurch aber 
kommt er in Konflikt mit den politi-
schen Machtstrukturen Zumas, der ein 
ausgeklügeltes Patronagesystem mit 
ihm ergebenen ANC-Gefolgsleuten auf-
gebaut hat.8 Überdies pocht Gordhan 
auf Einhaltung von Haushaltsdisziplin 

und will dadurch eine weitere Beein-
trächtigung der wirtschaftlichen Situati-
on Südafrikas und seiner internationa-
len Wettbewerbsfähigkeit verhindern. 
Die Folge dieser Personalrochade war, 
dass die ohnehin schon wegen des ho-
hen Zahlungsbilanzdefizits unter Druck 
geratene Landeswährung Rand an den 
Märkten regelrecht abstürzte und Süd-
afrika die Herabstufung auf Ramschni-
veau, den sogenannten „Junk-Status“, 
durch die Rating-Agenturen droht.

Kritik an der Regierungsausübung 
Zumas und seiner Gefolgschaft kommt 
dabei nicht nur aus der Wirtschaft, aus 
gesellschaftlichen Kreisen und Teilen 
der freien Presse, sondern auch von Alt-
vorderen und Funktionsträgern des 
ANC. Eine große Rolle spielen hier die 
zahlreichen Fehlleistungen und Skanda-
le der Regierung. Bereits vor seiner No-
minierung als Präsidentschaftskandidat 
für die Wahl von 2009 hatte es straf-
rechtlichrelevante Gerichtsverfahren ge-
gen Zuma gegeben (etwa wegen Verge-
waltigungen, Vermögensdelikten usw.). 
Kurz vor der Wahl schließlich hatte die 
Anklagebehörde 783 Verfahren gegen 
ihn eingestellt. Jedoch hat der High 
Court in Pretoria Ende April 2016 diese 
Verfahrenseinstellungen wieder aufge-
hoben.9 Die Affäre, die nicht nur große 
publizistische Aufmerksamkeit auf sich 
zog, sondern auch zum Vorwurf des Ver-
fassungsbruchs gegen Zuma führte, war 
die um den Ausbau seiner Privatresidenz 
in Nkandla, seiner Heimatprovinz Kwa-
Zulu-Natal. Zuma hatte den gesamten 
Ausbau vom Staat finanzieren lassen, in-
klusive Amphitheater, Schwimmbad, 
Hubschrauberlandeplatz, Hausklinik 
sowie Häuser für seine vier Frauen. Alle 
diese Maßnahmen wurden als sicher-
heitsrelevant für den Präsidenten be-
zeichnet. So firmierte zum Beispiel das 

Der gesamtgesellschaftliche Unmut 
über die Amtsführung von Präsident ZUMA 
wächst.
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Schwimmbad offiziell als Feuerlösch-
teich. Die Opposition protestierte heftig 
gegen diese pauschale Einstufung aller 
Ausbaumaßnahmen und veranlasste die 
Public Protector (eine Art Ombudsfrau, 
deren Amt und Kompetenzen in der Ver-
fassung zwecks Einhaltung einer guten 
Regierungsführung definiert sind), sich 
damit zu befassen. Sie kam in ihrer Be-
wertung der Ausbaumaßnahmen zum 
Schluss, nicht alle Maßnahmen seien 
mit Sicherheitsbedenken zu begründen 
und forderte den Präsidenten auf, einen 
noch festzulegenden Anteil aus privaten 
Mitteln zurück zu erstatten. Am Ende 
entschied das Verfassungsgericht gegen 
Zuma, was das politische Klima im Lan-
de zusätzlich vergiftete.

Nomenklatura-Praktiken, die seit 
dem Machtantritt Jacob Zumas als herr-
schaftssicherndes Instrument an Bedeu-
tung gewinnen, haben die Plünderung 
des Staates zur Folge und drohen im zeit-
lichen Verlauf – wie auch zahlreiche Bei-
spiele auf dem afrikanischen Kontinent 
belegen – zu einem autoritären Einpar-
teiensystem zu tendieren, innerhalb des-
sen Staat und Partei verschmelzen. Kon-
sequenz hieraus sind u. a. größer wer-
dende Defizite bei der Bereitstellung öf-
fentlicher Leistungen, denn insbesonde-
re in den staatlich kontrollierten Unter-
nehmen breiten sich klientelistische 

Netzwerke aus. So hat die 1994 aus Indi-
en eingewanderte Industriellenfamilie 
Gupta maßgeblichen Einfluss auf Perso-
nalentscheidungen des Präsidenten ge-
wonnen, was dazu geführt hat, dass so-
gar von einer Kaperung des Staates („sta-
te capture“) durch diese Unternehmens-
gruppe gesprochen wird. Dem stellver-
tretenden Finanzminister Mcebisi Jonas 
wurde etwa im Herbst 2015 von den 
Guptas das Amt des Finanzministers an-
geboten, falls er dann als Minister den 
Generaldirektor des Schatzamts (Natio-
nal Treasury) und weitere führende Be-
amte aus ihren Positionen abberufe. Wie 
ein Untersuchungsbericht der Public 
Protector weiter feststellt, konnten die 
Gupta-Brüder nicht nur die Besetzung 
von Kabinettsposten, sondern auch die 
von Direktoren staatlicher Betriebe mit-
bestimmen. Überdies profitierten nicht 
nur sie, sondern auch ein Sohn des Präsi-
denten von staatlichen Aufträgen durch 
Vorzugsbedingungen.10 Ein solches bis 
zum „state-capture“ reichendes ausge-
klügeltes Patronagesystem belastet nicht 
nur den Staatshaushalt und verschärft 
die ohnehin schon unzureichende Ver-
sorgung mit öffentlichen Dienstleistun-
gen, sondern führt auch zu gesellschaft-
lichen Gegenreaktionen in Form von 
alltäglichen wie landesweiten „Service 
Delivery Protests“. Diese „Rebellion der 
Armen“ verläuft oftmals in gewalttätigen 
Bahnen und verweist in politischer Hin-
sicht auf die Frustration der Township-
Bewohner, die auch im neuen Südafrika 
kaum Perspektiven für eine bessere Zu-
kunft sehen.

Studentenproteste und der staatli-
che Rundfunk / Fernsehen

Ab Oktober 2015 kam es wegen einer 
angekündigten Erhöhung der Studien-
gebühren zu Studentenunruhen, an de-

Zuma hat sich ein ausgeklügeltes 
PATRONAGESYSTEM aus ihm ergebenen 
ANC-Gefolgsleuten aufgebaut.
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nen EFF-Mitglieder beteiligt waren. 
Präsident Zuma nahm zwar die Erhö-
hung für 2016 zurück, doch stehen für 
2017 wieder welche an. Inzwischen hat 
ein Teil der Studentenschaft die Forde-
rung nach Abschaffung aller Studienge-
bühren erhoben und die Bewegung 
#FeesMustFall ins Leben gerufen. Ei-
ner der Gründe für die Unzufriedenheit 
liegt im staatlichen südafrikanischen 
Bildungssystem, welches ineffizient und 
unterfinanziert ist und vergleichsweise 
hohe Schulabbrecherquoten aufweist.11 
So sind auch viele Schulabgänger unzu-
reichend auf ein Hochschulstudium 
vorbereitet und haben dazu oft nur ge-
ringe finanzielle Mittel. Der regierende 
ANC, der zusammen mit der Kommu-
nistischen Partei SACP und dem Ge-
werkschaftsbund COSATU die „Tripar-
tite Alliance“ bildet, geriet so in ein po-
litisches Dilemma. Nicht nur der ANC, 
sondern auch die SACP fordern pro-
grammatisch die Abschaffung von Stu-
diengebühren und eine kostenfreie Bil-
dung, auch im Hochschulbereich. Per-
sonifiziert wird dieses Dilemma in der 
Person des Ministers für höhere Bil-
dung, Blade Nzimande, der gleichzeitig 
Generalsekretär der SACP ist und, wie 
alle kommunistischen Abgeordneten, 
auf der ANC-Liste ins Parlament ge-
wählt wurde. Er betonte zwar, bedürfti-
ge Studenten seien ganz oder teilweise 
von der Zahlung von Studiengebühren 
befreit, deren Abschaffung aber sei 
nicht möglich, weil sonst die Hochschu-
len bzw. Universitäten nicht mehr ihre 
Aufgaben erfüllen könnten.12 

Hier werden die offensichtlichen 
Nachteile der unverhältnismäßig hohen 
und weitgehend unproduktiven Ausga-
ben für Inhaber politischer Ämter und 
Angehörige des öffentlichen Dienstes13  
deutlich, die den Staatshaushalt in 

Schieflage gebracht haben und so weite-
re Staatsausgaben, wie hier für die Bil-
dung, nicht mehr zulassen. Mittlerweile 
haben die Studentenunruhen weiter um 
sich gegriffen und sind teilweise in regel-
rechte Straßenschlachten ausgeartet. 
Die meisten Universitäten mussten in-
zwischen sogar zeitweise den Lehrbe-
trieb einstellen. Selbst zu Brandstiftun-
gen, Plünderungen und Vandalismus ist 
es vereinzelt gekommen. 

Inzwischen ist es auch zu einer politi-
schen Auseinandersetzung über die Lei-
tung der staatlichen South African 
Broadcasting Corporation (SABC) in 
Person des „Chief Operating Officer“ ge-
kommen. Dieser hatte Zensurmaßnah-
men etwa der Art verordnet, dass über 
gewalttätige Demonstrationen und Zu-
sammenstöße mit der Polizei nicht mehr 
berichtet werden dürfe und zudem meh-
rere kritische Mitarbeiter entlassen. Au-
ßerdem wurde bekannt, dass er sich 

trotz eines hohen Budgetdefizits der 
Rundfunk- und Fernsehanstalt sein Ge-
halt spürbar hatte aufbessern lassen. Da-
rüber hinaus hatte sich herausgestellt, 
dass das Zeugnis für sein Matrik (ent-
spricht in etwa dem Abitur), das für die-
se Position vorausgesetzt wird, gefälscht 
war. So musste er aufgrund eines von der 
Opposition beantragten Richterspruchs 
seinen Chefsessel räumen, wurde aber 

Das korrupte System des 
Präsidenten ruft landesweite, teils 
auch gewalttätige PROTESTE hervor.
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sofort vom Verwaltungsrat wieder mit 
einer anderen Position betraut, was zu 
einem offenen Konflikt zwischen dem 
Verwaltungsrat und dem vom ANC be-
herrschten Parlament führte. Inzwi-
schen sind alle Mitglieder des Verwal-
tungsrates zurückgetreten.

Vom Hoffnungsträger zum  
Problemfall? 

Konzeptionell bezeichnet sich Südafrika 
als rassen- und religionsübergreifende 
Gesellschaft, wofür stellvertretend Nel-
son Mandela und sein Werdegang ste-
hen. Desmond Tutu hat dafür den Be-
griff der „Regenbogen-Nation“ geprägt. 
Das Fundament des friedlichen wie 
halbwegs einträglichen Zusammenle-
bens bleibt aber brüchig. Der Verfall der 
Landeswährung Rand, die drohende 
Herabstufung des Landes auf Ramschni-
veau durch die internationalen Rating-
agenturen, die allgemeine Kapitalflucht, 
der „brain drain“ von hauptsächlich wei-
ßen Fachkräften ins westliche Ausland, 
die anhaltend hohe Arbeitslosigkeit oder 
die gewaltsamen und von der Polizei blu-
tig niedergeschlagenen Streiks von Mi-
nenarbeitern im Platinbergwerk Marika-
na bei Rustenburg 2012 und anderswo 
verschärfen die wirtschaftliche Situation 
zunehmend. Überzeugende Lösungsvor-
schläge werden auch deshalb erschwert, 
weil im Land aufgrund der übermächti-
gen Regierungspartei ANC eine politi-
sche Monokultur herrscht. Zwar steht 
der ANC von „links“ durch die EEF un-
ter Druck, weshalb sich beispielsweise 
die ANC-Jugendliga dazu veranlasst 
sah, auch ihrerseits eine entschädigungs-
lose Landenteignung zu fordern. Den-
noch ist für die Stabilität der Demokratie 
am Kap der Guten Hoffnung weniger die 
Auseinandersetzung zwischen Regie-
rung und Opposition entscheidend, son-

dern die innerparteilichen Auseinander-
setzungen im „Quasi-Einparteiensys-
tem“.

Daher kommt den ideologischen De-
batten und Flügelkämpfen innerhalb 
seiner Parteiorganisation herausragende 
Bedeutung zu. Während der Präsident-
schaft Zumas haben sich im ANC er-
hebliche Spannungen aufgebaut. So hat-
te der Vorsitzende der ANC-Parlaments-
fraktion (Chief Whip), Jackson Mthem-
bu, schon nach den Kommunalwahlen 
den Rücktritt des gesamten ANC-Vor-
stands, einschließlich seines Vorsitzen-
den Zuma, gefordert.14 Über die Affären 

und Skandale der politisch Herrschen-
den zeigen sich vor allem alte ANC-
Kämpfer aus der Zeit des Widerstands 
gegen das Apartheid-Regime bestürzt.15 
Diese Mitglieder glauben noch an die 
alten Ideale der Befreiungsbewegung, 
wie sie damals in der Freedom Charter 
formuliert wurde, und sehen diese 
durch das Handeln Zumas zumindest 
teilweise verraten. Anfang November 
2016 forderte dann die nach dem Aus-
tritt der Metallarbeitergewerkschaft 
NUMSA aus dem Dachverband jetzt 
größte COSATU-Gewerkschaft Natio-
nal Health Education & Allied Workers 
Union (NEHAWU), die Arbeitnehmer 
in verschiedenen Sparten des öffentli-
chen Dienstes vertritt, den Rücktritt Zu-
mas vom Amt des Präsidenten und er-
griff zudem Partei für den jetzigen Vize-
präsidenten Cyril Ramaphosa als dessen 
Nachfolger.16 So ist der Kampf um die 
Nachfolge Zumas als Parteichef sowie 
als Präsident bereits innerparteilich ent-

Im ANC und um die Nachfolge von Präsi-
dent Zuma ist ein MACHTKAMPF im Gange.
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brannt. Ramaphosas Unterstützer in der 
Partei sind eher in den urbanisierten Re-
gionen des Landes, mit Schwerpunkt in 
der Provinz Gauteng, zu finden, wäh-
rend die Anhänger Zumas in den ländli-
chen Provinzen und speziell in KwaZu-
lu-Natal zuhause sind. 

Anhaltende Unterstützung erfährt 
Zuma außerdem von der ANC-Jugend-
liga sowie von Veteranen des bewaffne-
ten Flügels der früheren Befreiungsbe-
wegung, Umkhonto we Sizwe. Sie un-
terstützen Zumas Ex-Frau Nkosazana 
Dlamini-Zuma, die derzeit noch Kom-
missionsvorsitzende der Afrikanischen 
Union ist. In ihrer Kandidatur wird sie 
auch von der ANC-Frauenliga unter-
stützt. Die Frage ist, ob sie als Frau in 
einer sehr männlich strukturierten Par-
tei eine reelle Chance hat. Dafür gehört 
sie aber dem größten und wohl auch 
dank Jacob Zuma politisch mächtigsten 
südafrikanischen Volksstamm der Zu-
lus an, während der Vizepräsident vom 
relativ unbedeutenden und wenig ein-
flussreichen Stamm der Vendas ist. Die 
Amtszeit Jacob Zumas als ANC-Vorsit-
zender endet im Dezember 2017, die als 
Präsident erst nach der nächsten Parla-
mentswahl im Frühjahr 2019. Da er 
schon zweimal als Präsident gewählt 
worden ist, kann er für dieses Amt nicht 
wieder kandidieren. Voraussichtlich 
wird er aber nicht mehr als Parteivorsit-
zender kandidieren.17 So ist schon im 
Dezember nächsten Jahres bei der Vor-
sitzendenwahl des ANC die Entschei-
dung darüber zu erwarten, wer der 
nächste Präsidentschaftskandidat des 
ANC sein wird. Ein vorzeitiger Rück-
tritt Zumas als Staatspräsident ist je-
doch unwahrscheinlich, da Vizepräsi-
dent Ramaphosa bis zur Wahl eines In-
terimspräsidenten durch die National-
versammlung das Präsidentenamt über-

nehmen und sich dadurch die Chancen 
von Frau Dlamini-Zuma verringern 
würden. Käme es jedoch zu einer Verur-
teilung Zumas, entweder in einem der 
anhängigen Verfahren oder in einem 
neuen wegen Amtsmissbrauchs, dann 
wäre er kaum mehr im Amt zu halten.

Die innerparteilichen Auseinander-
setzungen im ANC verschärfen sich mit 
jeder Aufdeckung neuer korrupter Ma-
chenschaften. Solche Verhaltensweisen 
werden auch von der Kommunistischen 
Partei kritisiert. So rief SACP-Chef Nzi-
mande seine Genossen bereits dazu auf, 
die Plünderung staatlicher Ressourcen 

durch eine parasitäre Bourgeoisie zu un-
terbinden.18 Im äußersten Fall könnte 
sogar die „Tripartite Alliance“ auseinan-
derfallen. Eine Spaltung des ANC indes 
ist wenig wahrscheinlich, da gewählte 
Abgeordnete ihr Mandat verlieren, 
wenn sie ihre Partei verlassen oder von 
dieser ausgeschlossen werden. Bei einer 
Nominierung von Dlamini-Zuma als 
Präsidentschaftskandidatin könnte es 
jedoch zu einer Abspaltung des eher li-
beralen Flügels der Partei kommen. 
Auch wenn diese Aussagen spekulativ 
bleiben müssen, so wird die weitere Ent-
wicklung des Landes doch stark von der 
Person des Nachfolgers Zumas abhän-
gen. Ramaphosa würde wohl eher ver-
suchen, die Effektivität der Verwaltung 
und der Volkswirtschaft wieder zu ver-
bessern. So könnte unter Umständen 
auch die Abwanderung weißer und in-
dischstämmiger Spitzenkräfte in Gren-
zen gehalten werden. Auch hat er wohl 
größere Chancen, die befürchteten 

Von der Nachfolge Zumas hängt die 
zukünftige AUSRICHTUNG Südafrikas ab.
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Stimmenverluste für den ANC bei den 
Parlamentswahlen 2019 in Grenzen zu 
halten. Im Falle einer Präsidentschaft 
von Dlamini-Zuma wäre zu befürchten, 
dass das Land sich mental weiter afrika-
nisiert und die verbliebene weiße, spezi-
ell afrikaanssprachige Minderheit ihre 
Zukunftsaussichten im Lande immer 
negativer sieht und vermehrt an Aus-
wanderung oder gar gewaltsamen Wi-
derstand19 denkt. Inwieweit alle ANC-
Mitglieder im schlimmsten Fall bereit 
wären, eine eventuelle Wahlniederlage 
ohne Umschweife anzuerkennen, bleibt 
offen. So haben ANC-Stadtverordnete 
in den Metros Johannesburg, Tshwane 
und Nelson Mandela Bay, wo jetzt DA-
Bürgermeister amtieren, die Sitzungen 
dieser Stadtparlamente Ende Oktober 
teilweise sogar unter Anwendung physi-
scher Gewalt massiv gestört.20

Bislang profitierte der ANC von der 
starken emotionalen Bindung, die gera-
de schwarze und arme Wähler noch im-
mer an die Befreiungsbewegung haben. 
Der geschichtliche Kitt zwischen Befrei-
ung und Befreiungsbewegung wird je-
doch immer schwächer. Schon heute 
sind 40 % der Südafrikaner nach 1994 
geboren und haben somit keine persön-
lichen Erinnerungen an das System der 
Rassentrennung mehr. Bei den „Born-
frees“, den in Freiheit Geborenen, brei-
tet sich Resignation aus. Ob Mandelas 
Erbe erhalten werden kann, wird stark 
davon abhängen, wer Jacob Zuma im 
Amt nachfolgt.  ///
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